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Der I I .  Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 28« November 1974 
durch die Richter Fleck, Dr. Bauer, Dr. Kellermann,
Dr. Tidow und Bundschuh

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel des Klägers werden 
- unter deren Zurückweisung im Übrigen - 
die U rteile  des Rheinschiffahrtsgerichts 
Duisburg-Ruhrort vom 17. September 1971 und 
des Rheinschiffahrtsobergerichts Köln vom 
16. Februar 1973 teilw eise geändert.

Die Beklagten haften für den vom Kläger aus 
dem Unfall vom 4. Juni 1970 geltend gemachten 
Schaden dem Grunde nach wie fo lg t:

Die Beklagte zu 1 im Rahmen der §§ 4, 114 BinnSchG 
zu 2/7, der Beklagte zu 2 zu 1/3, die Beklagte 
zu 3 im Rahmen der §§ 4, 114 BinnSchG zu 1/7, der 
Beklagte zu 4 zu 1/3, jedoch brauchen die Be­
klagten zu 2 und zu 4 zusammen für nicht mehr 
als 3/7 des Schadens auf zukommen. Gesamtschuldne­
risch haften miteinander die Beklagten zu 1 und 
zu 2 in Höhe von 2/7, die Beklagten zu 3 und zu 4 
in  Höhe von 1/7, die Beklagten zu 2 und zu 4 in 
Höhe von 1/5.

Im übrigen wird die Klage abgewiesen
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Der Kläger hat 4/7 der Kosten des Rechts­
s t r e i t s  einschließlich  4/7 der außergericht­
lichen Kosten der S tre ith e lfe rin  zu tragen.

Die Sache wird zur Verhandlung und Entscheidung 
Uber den Betrag des Klageanspruchs, soweit er 
dem Grunde nach g e rech tfe rtig t i s t ,  sowie über 
die restlich en  Kosten des R echtsstreits an das 
Rheinschiffahrtsgericht Duisburg-Ruhrort zurück­
verwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Am 4. Januar 1970 fuhr das Schleppboot nGeriw (25 m 
lang; 560 PS) mit SK (80 m lang; 9,5 m
b re it ;  Ladung 1.200 t  Kohle; Tiefgang 2,34 m) und SK

(82»33 m lang; 10,14 m b re i t ;  Ladung 1.162 t  
Koks; Tiefgang 2,11 m) im Anhang auf dem Rhein zu Tal.
Die Kähne waren gemeert; SK hing steuer­
bords, SK "UNHHfc" backbords. Gegen 10.30 Uhr hatte  
SK "GVHlHfc unterhalb von Emmerich zwischen
Strom-km 855 und 856 auf der rechtenv Stromseite starke 
Grundberührung und b lieb  auf dem dort befindlichen Grund 
liegen. Dadurch r iß  SK nL 0 IH fc n ab, g e r ie t gegen das 
Achterschiff des Bootes, das durch den Schlepp sträng zu 
SK festgehalten worden war, und be­
schädigte dieses Fahrzeug. Kurz danach f i e l  SK

der inzwischen den Schlepp sträng los geworfen h a tte , 
mit dem Achterschiff über Backbord herum und kam gegen die



Steuerbordseite des h in ter dem Schleppzug zu Tal ge­
fahrenen MS "Majorca"• Auch dieses Fahrzeug wurde be< 
schädigt.

Der Kläger i s t  Eigner des Bootes "Geri". Er b e z iffe r t 
seinen Unfallschaden auf 15.229,22 DM. Außerdem hat er 
den Interessenten des MS "Majorca" deren sich auf 
18.598,18 DM belaufenden Havarieschaden e rs e tz t . In Höhe 
dieser Beträge nimmt er die Beklagten in  Anspruch. Von 
ihnen sind die Beklagte zu 1 Eigner in  des SK "<

und die Beklagte zu 3 Eignerin des SK " J  
Die Verantwortlichkeit der Beklagten zu 2 und zu 4 le i te t  
der Kläger daraus her, daß s ie  am U nfalltag die Schiffs- 
führer dieser Fahrzeuge waren. Ihnen w irft e r ,  soweit das 
im Revisions recht szug in te re s s ie r t ,  vor, s ie  hätten die 
beiden auf 70 m langen Strängen schleppenden Kähne dem 
Boot nicht r ic h tig  nachgesteuert, a ls  der Schleppzug einem 
- der S tre ith e lfe rin  der Beklagten gehörenden - Koppelver­
band Backbord an Backbord in dem durch linksrheinische 
Ankerlieger stark  beengten Revier begegnet se i; infolge 
dieses Fehlers seien die Kähne gegenüber dem Boot nach 
Steuerbord versetz t gefahren und dadurch dem Emmericher 
Grund zu nahe gekommen. Der Kläger hat beantragt, die Be­
klagten a ls  Gesamtschuldner zur Zahlung von 33.827,40 DM 
nebst Zinsen zu v eru rte ilen , die Beklagten zu 1 und zu 3 
"im Rahmen des Binnenschiffahrtsgesetzes sowohl persönlich 
haftend, a ls  bei Vermeidung der Zwangsvollstreckung in 
SK 'G t f H I  (Beklagte zu 1) bzw. in SK '
(Beklagte zu 3)".

Demgegenüber haben die Beklagten und deren S tr e i t - 
h e lfe rin  den Antrag g e s te l l t ,  die Klage abzuweisen. Sie 
haben behauptet, die Kähne hätten s te ts  gestreckt h in ter
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dem Boot gelegen* Dieses habe Jedoch den Koppel verband 
bei der Begegnung nicht genügend angehalten* Allein 
deshalb sei SK auf dem Grund hängen
geblieben.

Beide Kähne sind von ihren Eignerinnen in Kenntnis 
der Klage for de rung zu neuen Reisen ausgesandt worden*

Das Rheinschiffahrtsgericht und das Rheinschiffahrts­
obergericht haben die Klage abgewiesen. Mit der Revision, 
deren Zurückweisung die Beklagten und die S tre ith e lfe rin  
beantragen, verfo lg t der Kläger den Klageanspruch w eiter.

Entscheidungsgründe:

1* Nach dem angefochtenen U rte il i s t  SK "GM HIP 
auf dem Emmericher Grund hängen geblieben, weil 

der Schlepp Zugführer diesen nicht genügend f re i  gefahren 
habe, obwohl e r mit dem Schleppzug bei einem Seitenab­
stand von etwa 40 m zu dem Koppel verband wesentlich stärker 
nach Backbord hätte  beigehen können* Hingegen t r i f f t  nach 
Ansicht des Berufungsgerichts die beiden Kahnschiffer an 
dem Festkommen des SK keine Schuld*
Es stehe f e s t ,  daß die Kähne gestreckt h in ter dem Boot 
gefahren seien* Das se i r ic h tig  gewesen. Allerdings könnten 
Kähnschiffer in  besonderen Situationen mit Rücksicht auf 
ih re  allgemeine nautische S org faltsp flich t genötigt sein, 
einen anderen Kurs als das Boot zu steuern, was bei einer 
Stranglänge von 70 m auch ta tsäch lich  möglich sei • Eine 
derartige Lage bestehe Jedoch nicht schon dann, wenn ein
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Schleppboot bei d ichter Belegung des Reviers und Gegen­
verkehr Kurs hart am Rande des Fahrwassers in  der Nähe 
eines Grundes nehme. Denn in  einem solchen Falle dürften 
sich die Anhang Schiffer darauf verlassen , daß ein solcher 
Kurs eines streckenkundigen Schleppzugführers auch unter 
Berücksichtigung der Abladetiefe ih re r Fahrzeuge ris ik o - 
los s e i. Deshalb habe vorliegend der rechtsrheinisch ver­
laufende Grund den Beklagten zu 2 und zu 4 wkeine Veran­
lassung gegeben, ohne Weisung des Schleppzugführers zur 
Strommitte beizugehen, zumal gerade bei d ich ter Belegung 
des Reviers von den Anhangschiffern gefordert werden müsse, 
sich soweit wie möglich im Kurs des Bootes zu halten , da 
nur dann der Schlepp zug führer seiner hohen Verantwortung 
aus dem Schl epp vertrag und auch gegenüber sonstigen Ver­
kehrsteilnehmern entsprechen könne und dem Gegenverkehr 
hinreichender Raum für die Begegnung b le ibe”.

2. Gegen diese Ausführungen bestehen insoweit rech t­
liche Bedenken, als sie ein Verschulden der beiden Anhang­
sch iffe r an dem Festfahren des SK ver­
neinen :

Dem Schleppbootführer steht k ra ft seines nautischen 
Oberbefehls die Leitung des Schleppzuges zu (§ 2 Nr. 4 
RheinSchPolVO 1954; § 1.02 Nr. 5 RheinSchPolVO 1970).
Er trä g t sowohl auf der Talfahrt wie auf der Bergfahrt 
grundsätzlich die Verantwortung für den rich tigen  Kurs 
seiner Anhänge und hat, f a l ls  auf den Anhängen nicht 
r ich tig  nachgesteuert wird, diesen Fehler durch en tspre­
chende Anweisung oder bei deren Nichtbefolgen durch ge­
eignete Gegenmaßnahmen zu berichtigen (BGH, Urt. v. 29. 
(29.6.59 - II ZR 3/58, LM Nr. 3 zu RheinschiffahrtspolizeiVO



- 7 -

v. 24. 12. 1954 = VersR 1959, 608, 611; BGH, Urt. v.
16. 6. 69 - II  2R 189/67, LM a.a.O . Nr. 46 = VersR 1969,
749, 750). Auch muß er den Kurs des Bootes so wählen, 
daß den ordnungsgemäß nach steuernden Anhängen eine 
sichere Fahrt ermöglicht wird (BGH, Urt. v. 2. 3. 70
- II ZR 11/69, VersR 1970 , 567 , 568). Daneben sind
aber auch die Anhang Schiffer fü r den rich tigen  Kurs ih re r 
Fahrzeuge verantwortlich (BGH, Urt. v . 18. 3. 1965
- II  ZR 138/63, VersR 1965, 455, 456). Das fo lg t aus 
§ 2 Nr. 4 Abs. 2 Satz 2 RheinSchPolVO 1954, § 1.02 
Nr. 5 Abs. 2 Satz 2 RheinSchPolVO 1970, wonach die 
Führer der Anhänge auch ohne Anweisung des Schlepp Zug­
führers a lle  Maßnahmen zu tre ffen  haben, die für die 
sichere Führung ih rer Anhänge durch die Umstände geboten 
erscheinen, wie auch aus § 7 Abs. 1 BinnSchG, der bestimmt, 
daß der Führer des Schiffes bei a llen  Dienstverrichtungen 
die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers anzuwenden hat 
(vgl. auch BGH, Urt. v. 27 . 3 . 58 - II  ZR 338/56, LM a.a.O . 
Nr. 1 = VersR 1958, 392). Danach kann es für die Anhang­
sch iffe r notwendig se in , nicht unmittelbar in  der Kurs­
lin ie  des Bootes, sondern se it lic h  v e rse tz t davon zu 
fahren. Das wird beispielsw eise in  Betracht kommen, wenn 
der Kurs des Bootes zu nahe neben dem anderer Fahrzeuge 
v e rläu ft oder wenn es seinen Weg h a r t am Rande eines Grundes 
nimmt oder sonst an Stellen sucht, wo für die Anhänge die 
Gefahr einer Grundberührung besteh t.

So lag es h ie r. SK war auf 2,34 m
abgeladön.. Bei einem Rührorter Pegel von 259 cm am Unfall- 
morgen ging damit der Kahn, wie es in  dem U rte il des 
R heinschiffahrtsgerichts he iß t, h a rt aufs Wasser. Das



-  8 -

hatte  neben dem Schiffer des SK W|
(Beklagter zu 2) auch der Schiffer des SK n]
(Beklagter zu 4) beim Nachsteuern der Anhänge zu berück­
sichtigen* Da die Anhänge ne bene inader gemeert waren 
und von ihren Schiffern gemeinsam nachgesteuert wurden, 
oblag beiden die P flich t, jedes Risiko für die Anhänge 
auszuschließen* Dazu gehörte, daß sie sich vor Fahrt­
a n t r i t t  über die Ablade tie fe  des anderen Fahrzeugs 
unterrichteten  und bei der Wahl des Kurses der Anhänge 
besonders auf den Tiefgang des am stärksten  abgeladenen 
Fahrzeugs achteten, um jede Grund be rührung auch dieses 
Fahrzeugs zu vermeiden, zumal eine solche bei der engen 
Verbindung der beiden Anhänge außerdem zu einer Gefährdung 
des weniger t i e f  abgeladenen Fahrzeugs führen konnte. Schlug 
daher das Boot im Bereich des Emnericher Grundes, dessen 
Lage auch jeder Anhangschiffer auf dem Rhein zu kennen hat, 
einen Kurs e in , der, wie das Berufungsgericht ausgeführt 
hat, hart am Grund lag und deshalb für den t i e f  abge­
ladenen, steuerbords hängenden SK " G ^ H K  das
Risiko einer Grund be rührung in sich barg, so durften sie 
diesem Kurs nicht einfach folgen* Vielmehr hätten sie 
stä rker als das Boot vom Grund abbleiben, somit einen 
gegenüber dem Boot nach Backbord versetzten Kurs nehmen 
müssen•

Dem widerspricht n ich t, daß Anhang Schiffer im a llg e­
meinen darauf vertrauen können, daß der von dem Boot ein­
geschlagene Kurs auch für die Anhänge ohne Gefahren i s t .  
Denn nach dem angefochtenen U rte il hat das Boot MGerin 
keinen für seine Anhänge risikolosen Kurs eingehalten*
Das mußten die Beklagten zu 2 und zu 4 als erfahrene 
Rheinschiffer bei gehöriger Aufmerksamkeit erkennen.
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Auch läß t sich ih re r P flich t , mit den Anhängen einen 
gegenüber dem Boot nach Backbord versetzten Kurs zu 
nehmen, nicht entgegenhalten, daß das Revier durch 
zahlreiche linksrheinische Ankerlieger und den neben 
diesen zu Berg kommenden Koppel verband der S tre i t­
h e lfe rin , möglicherweise noch durch weitere Bergfahrt, 
erheblich eingeengt und deshalb zu fordern war, daß die 
Anhänge des Schleppzuges genau h in te r ihrem Boot blieben* 
Denn insoweit kann nicht außer Betracht gelassen werden, 
daß nach den Feststellungen des Berufungsgerichts der 
Seitenabstand zwischen dem Schleppzug und dem Koppel- 
verband etwa 40 m betrug* Allerdings sind die Beklag­
ten zu 3 und zu 4 nunmehr der Ansicht, einer solchen 
Feststellung stehe entgegen, daß der Kläger in  der Klage­
sc h r if t vor getragen habe, er habe mit dem Boot "Geriw den 
Koppel verband in einem Seitenabstand von höchstens 5 bis 
10 m p ass ie rt, und daß er an dieses Vorbringen nach 
§§ 288, 290 ZPO getymden sei* Jedoch i s t  nicht e rs ich tlich  
daß es sich bei diesem Vortrag des Klägers um ein vorweg­
genommenes Geständnis gehandelt hat. Insbesondere erg ib t 
sich das n ich t, wie die Beklagten zu 3 und 4 meinen, 
daraus, daß sie auf diesen Vortrag des Klägers mit Schrift 
satz vom 9. Februar 1971 erwidert ha tten , wdanach müsse 
angenommen werden, daß jedenfalls die Anhangkähne nicht 
w eiter von der Koppeleinheit ’Parana1 entfernt geblieben 
seien als das Boot *Geri* 11. Denn darin  lag nicht die 
konkrete, vom Kläger vorweg zugestandene Behauptung, der 
Seitenabstand zwischen dem Boot HGeriw und dem Koppel ver­
band habe ta tsäch lich  höchstens 10 m betragen. Bei einem 
Seitenabstand von etwa 40 m hätten aber die Anhänge, ohne 
den Gegenkommer zu gefährden, ein b is  zwei Schiffs breiten 
gegenüber dem Boot nach Backbord versetz t fahren und damit
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einen Abstand zum Grund einhalten können, bei dem eine 
Grundberührung des SK " vermieden
worden wäre* Letzteres erg ib t sich daraus, daß es nach 
dem angefochtenen U rte il zu der Grundberührung nicht 
gekommen wäre, wenn der Schlepp zug den Koppel verband 
näher als geschehen angehalten und damit den Emmericher 
Grund von vornherein gut f re i  ge fahren hä tte .

3. Danach läß t sich die Abweisung der Klage nicht 
aufrechterhalten. Ihr kann allerd ings auch n ich t, wie 
die Revision meint, in  vollem Umfange s ta t t  ge geben wer­
den, weil nach den rech tlich  einwandfreien Ausführungen 
des Berufungsgerichts das Schleppboot "Geri" de^ Grund 
nicht genügend fre i ge fahren und damit das Festkommen des 
SK mit verschuld e t hat. Auch i s t  es
entgegen der Ansicht der Revision insoweit ohne Belang, 
daß der Beklagte zu 2 - nach dem Klage vor bringen - den 
Tiefgang des von ihm geführten SK " G M H I  M f l ü "  
gegenüber dem Schl epp zug führ er nicht mit 2,34 m, sondern 
mit 2,30 m angegeben haben s o ll .  Denn mit einem nur 4 cm 
weniger t i e f  abgeladenen, steuerbords hängenden Kahn hätte 
das Schleppboot ebenfalls nicht h art entlang des rechts­
rheinischen Grundes fahren dürfen.

4. T r if f t  demnach a lle  drei Fahrzeuge des Schlepp- 
zuges ein Verschulden an dem Festkommen des SK

(wodurch es sodann zu der Beschädigung des 
Schleppers "Geri" und des MS "Majorca" gekommen i s t ) ,  so 
sind die Eigner dieser Fahrzeuge zum Ersatz des s t r e i t i ­
gen Schadens nach dem Verhältnis der Schwere des auf je ­
der Seite obwaltenden Verschuldens v e rp flich te t (§92 
BinnSchG a .F ., § 736 Abs. 1 HGB, § 738 HGB a. F .) , während
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sich die Schadens Verteilung unter den schuldigen Schiffs- 
führem nach § 25^ Abs. 1 BGB r ic h te t .  Dabei sind die 
Grundsätze zu beachten, wie sie in  dem Senatsurteil vom 
29. Juni 1959 - II  ZR 3/58 (LM a.a.O . Nr. 3 = VersR 1959, 
608, 612/613) für die SchadensVerteilung unter mehr als 
zwei schuldigen Schiffen eingehend d a rg e s te llt sind.
Danach i s t  zunächst jeweils im Verhältnis vom Geschädigten 
zu jedem einzelnen Schädiger das mitwirkende Verschulden 
des Geschädigten und damit die Schadens ersatz p flich t des 
Schädigers besonders fe s tzu s te llen . Sodann sind die Einzel - 
abwägungen mit einer aus der Gesamt schau gewonnenen Gesamt- 
abwägung zu verknüpfen. Letztere b ild e t g le ichze itig  den 
Verteilungsmaßstab für die Schiffseignerhaftung nach 
§ 92 BinnSchG a. F . , § 736 Abs. 1 HGB. Vorliegend kann 
der Senat die gebotenen Abwägungen se lb s t vornehmen, da 
a lle  insoweit bedeutsamen Tatsachen fe s t  stehen:

a) Im Verhältnis zwischen den Schiffsführem  des 
Schleppbootes "Geri" und des SK "GtiflHBfc (Be­
klagter zu 2) i s t  die Schuld mit 2 : 1 (2/3 : 1/3) zu 
v e rte ilen . Maßgebend h ie rfü r i s t ,  daß es in e rs te r  Linie 
Sache des Schiffsführers des Bootes als Führer des 
Schleppzuges war, durch einen rich tigen  Kurs für eine 
sichere Fahrt der Anhänge zu sorgen. Auch hat der Schlepp­
zugführer dadurch, daß er diese P flich t v e rle tz te , e rs t 
die Gefahrenlage geschaffen, in  der sich der Schiffsführer 
des SK falsch v e rh ie lt. Dessen Mitver­
schulden muß jedoch mit 1/3 angesetzt werden, weil e r den 
Tiefgang seines Fahrzeugs genau kannte und es deshalb 
für ihn besonders nahe lag , fü r ein genügendes Abbleiben 
der Anhänge von dem Emmericher Grund zu sorgen, zumal 
sein Fahrzeug steuerbords hing und damit dem Grund am 
nächsten war.
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An dieser Beurteilung würde sich entgegen der An­
sicht der Revision n ichts ändern, f a l l s  der Beklagte zu 2, 
wie der Kläger behauptet hat, den Tiefgang seines Fahr­
zeugs gegenüber dem Schleppzugführer um 4 cm zu gering 
angegeben und vor der Grundberührung das Ruder des 
SK nicht bedient haben s o llte . Derm
beide Umstände würden weder den Schlepp Zugführer in einer 
Weise ent- noch den Beklagten zu 2 so belasten , daß sich 
deshalb zwischen ihnen eine andere Schuldverteilung recht- 
fertigen  ließ e , zumal der Vorwurf, ein stärkeres Abgehen 
der beiden Anhänge von dem Emnericher Grund nicht veran­
la ß t zu haben, auch eine etwaige U ntätigkeit des Beklag­
ten zu 2 am Ruder seines Fahrzeugs umfassen würde.

b) Im Verhältnis zwischen den Schiffs führ ern des 
Schleppbootes nGerin und des SK erscheint eine
Schuld Verteilung von 4 : 1 (4/5 : 1/5) angemessen. Auch 
insoweit f ä l l t  der Fehler des Schlepp Zugführers, einen 
falschen Kurs gesteuert und dadurch die Gefahren läge, in 
der es zu den Havarien kam, e rs t herbeigeführt zu haben, 
ganz erheblich ins Gewicht. Demgegenüber wiegt das Ver­
schulden des Beklagten zu 4 wesentlich geringer. Zwar 
t r i f f t  auch ihn der Vorwurf, nicht dafür gesorgt zu haben, 
daß die Anhänge stärker von dem Grund abblieben. Ihn en t­
la s te t  jedoch - im Gegensatz zu dem Beklagten zu 2 - , daß 
gerade der Führer des SK "GflHHBfc der durch den
Kurs des Bootes MGeriK und den eigenen Tiefgang stark  ge­
fährdet war und der deshalb besonderen Anlaß gehabt hätte , 
mit großer Sorgfalt zu navigieren, eine derartige Maß­
nahme nicht für erforderlich  h ie lt  und mit einem Kurs in 
der K iellin ie  des Bootes einverstanden war.
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c) Aus dem Ergebnis der beiden Einzelabwägungen mit 
2 : 1 und 4 : 1 fo lg t für die Gesamtabwägung das Ver­
hältn is  4 : 2 ; 1. Das bedeutet, daß der Kläger 4/7 der 
s tre itig en  Schäden se lb st zu tragen hat, während er sie 
im übrigen von den Beklagten zu 2 und zu 4 e rse tz t ver­
langen kann, von dem Beklagten zu 2 jedoch nicht mehr als 
1/3 und von dem Beklagten zu 4 nicht mehr a ls  1/5.

d) Da, wie b ere its  erwähnt, die Ge samt abwägung von 
4 : 2 : 1  g le ichzeitig  der Verteilungsmaßstab für die 
Eignerhaftung der Beklagten zu 1 und zu 3 i s t ,  e rg ib t sich 
insgesamt folgende Schadensersatzpflicht der Beklagten:

Beklagte zu 1 zu 2/7, \ im Rahmen der
Beklagte zu 3 zu 1 /7 ,) §§ 4, 114 BinnSchG,

Beklagter zu 2 zu 1/3, \ zusammen nicht mehr
Beklagter zu 4 zu 1 /5 ,) als 3/7.

Dabei besteht zwischen den Beklagten folgende gesamt­
schuldnerische Haftung:

Beklagte zu 1 und zu 2 zu 2/7,
Beklagte zu 3 und zu 4 zu 1/7,
Beklagte zu 2 und zu 4 zu 1/5.

Diese gründet sich darauf, daß eine gesamtschuldnerische
Haftung (§ 840 BGB) jeweils v o rlieg t zwischen Eigner und 
Schiffsführer jedes einzelnen schädigenden Fahrzeugs sowie 
zwischen den Schiffsführem  a l le r  schädigenden Fahrzeuge, 
s te ts  a llerd ings nur in Höhe des n iedrigsten  Bruchteils der 
einzelnen Schadensersatzansprüche•
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5. Demnach war -  unter te ilw eiser Abänderung der 
klagabweisenden U rteile der Vorinstanzen -  der Klag- 
an Spruch im Rahmen der vorstehend auf ge führ ten Quoten 
dem Grunde nach für g erech tfertig t zu erk lären . Außer­
dem waren dem Kläger, der b e re its  je tz t  zu 4/7 unterlegen 
i s t ,  die Kosten des R echtsstreits einschließ lich  der 
außergerichtlichen Kosten der S tre ith e lfe rin  der Be­
klagten zu 4/7 aufzuerlegen. Über die weiteren Kosten 
des R echtsstreits wird das Rheinschiffahrtsgericht zu 
befinden haben, an das die Sache zur Verhandlung und 
Entscheidung über den Betrag des Klageanspruchs, soweit 
er dem Grunde nach g erech tfe rtig t i s t ,  zurückzuverweisen 
war.

Fleck Dr. Bauer Dr. Kellermann
Richter am BGH Bundschuh 
i s t  ortsabwesend und kann 
daher nicht unterschreiben.

Fleck

Dr. Tidow
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